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Amts -Hlatt 
der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 
W 3. Frankfurt a. O., den 16. Januar 1867. 


Recht und Pflicht bei den Wahlen zum Reichstage. 

Am 12. Februar ſollen in ganz Preußen, ebenſo wie in allen Staaten des Norddeutſchen Bundes, 
die Wahlen zum Reichstage ſtattfinden. 

Noch niemals war das Volk zu einer ſo wichtigen Aufgabe berufen: möge daher jeder ſein Recht und 
ſeine Pflicht in der Sache recht ernſt bedenken und wahrnehmen! 

Es handelt ſich darum, mit unſerer Regierung dahin zuſammen zu wirken, daß der alte Wunſch, 
der bisber meiſt nur als ein Traum erſchien, der Wunſch und das Verlangen des deutſchen Volkes 
nach Einheit endlich in Erfüllung gehe, daß ein feſtes und ſicheres Band zunächſt dreißig Millionen 
Norddeutſche unter Preußens Führung vereinige, daß aber dieſer Norddeutſche Bund auch den 
Anbalt biete, um demnächſt ein weiteres Band um alle deutſchen Staaten zu ſchlingen. 

Zum erſten Male ſeit Jahrhunderten iſt für eine ſo herrliche Ausſicht und Hoffnung durch Preußens 
Siege und Erfolge ein feſter Grund gewonnen: jedes preußiſche Herz muß höher ſchlagen bei dem Ge⸗ 
danken, daß es ihm vergönnt fein ſoll, zum Gelingen fo großer Aufgaben mit Hand anzulegen. 

Jeder unbeſcholtene Preuße hat das Recht, an den Wahlen zum Reichstage Theil zu nehmen und 
ſoll deshalb in die Wählerliſten verzeichnet werden. Wer es mit feinem Recht ernſt meint, der verſaͤume 
zuvörderſt nicht, in den Tagen vom 15. bis zum 22. Januar, wo die Lſten auf Grund öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung zur allgemeinen Einſicht ausliegen, nachzuſehen, ob fein Name richtig darin ſteht; ſollte er 
etwa vergeſſen ſein, ſo iſt deshalb beim Gemeindevorſtande vor dem 22. Januar Beſchwerde zu führen. 

Jeder Einzelne hat bei den diesmaligen Wahlen weit mehr Grund, ſein Recht hochzuhalten, als in 
früheren Fällen, nicht blos weil es ſich dabei um fo Großes und Wichtiges handelt, ſondern auch darum, 
weil die Stimme jedes Einzelnen diesmal viel mehr gilt, als ſonſt. 

Die Wahlen zum Reichstage ſind direkte, unmittelbare Wahlen, weit verſchieden von den bisherigen 
ind irekten Wahlen. 

Während bisher der Urwähler nur einen Wahlmann wählte, das heißt einen Vertrauensmann, dem 
er fein Recht für die Wahl des Abgeordneten gänzlich übertrug, — iſt jetzt jeder Urwähler berufen, un⸗ 
mittelbar dem Manne ſeine Stimme zu geben, den er als Abgeordneten des Wahlkreiſes erkoren 
wiſſen will. Bei den bisherigen Wahlen lag alle Entſcheidung nur bei den Wahlmännern, und es iſt 
gewiß viel tauſendmal vorgekommen, daß der Wahlmann hinterher eine ganz andere Wahl getroffen hat, 
als im Sinne vieler ſeiner Urwähler gelegen hatte; — jetzt ſoll die Entſcheidung in die Hand der Ur⸗ 
wähler ſelber gelegt werden; jeder Einzelne ſoll gleiches unmittelbares Recht bei der Wahl haben, und 
ohne allen Unterſchied der Klaſſen ſich geradezu (Diveft) darüber ausſprechen, welchen Mann er für beſon⸗ 
ders geeignet und tüchtig hält, in Gemeinſchaft mit der Regierung des Königs das Wohl Preußens und 
Deutſchlands auf dem Reichstage zu berathen. 2 

So hat denn die Stimme jedes Einzelnen diesmal eine weit höhere Wichtigkeit und Bedeutung: ein 
Jeder kann durch feine Entſchließung gradezu mit entſchelden, ob ein Mann gewählt werden ſoll, der die 
Abſichten des Königs aufrichtig fördern hilft, oder ein Mann, der den großen Plänen unſerer Regierung 
Hinderniſſe bereitet. — Jeder muß ſich ſagen, daß es vielleicht grade von ſeiner Stimme abhängt, ob die 
Wahl für oder wider die Politik des Königs, für oder wider die Durchführung des ſo glorreich begonne⸗ 
nen deutſchen Werks ausfällt. N 

Je größer und bedeutſamer hiernach das Recht jedes Wählers iſt, deſto höher und ernſter wird er 
auch von feiner Pflicht denken. 

Der König hat ein ſo großes, bisher noch niemals geübtes Recht mit vollem Vertrauen in die Hand 
ſeines Volkes gelegt, — nicht etwa in der Stunde der Noth und Bedrängniß, ſondern auf der Hohe ſeiner 
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Macht und feines Ruhmes: er will ſein ganzes Volk betheiligen an der großartigen Schöpfung deutſcher 
Einigkeit, indem er ſich von Herzen einig weiß mit feinem Volke und in dem Bewußtſein, daß die Einheit 
zwiſchen Fürſt und Volk Preußen von Stufe zu Stufe erhoben und groß gemacht hat. 

Das volle Vertrauen des Königs zu ſeinem Volke bekundet ſich auch darin, daß die Abſtimmung des 
Einzelnen nicht laut und öffentlich, ſondern durch ſtille Abgabe eines verdeckten Stimmzettels geſchehen 
ſoll. Das Geheimniß ſoll die völlig freie Entſchließung des Einzelnen ſchützen, keine Menſchenfurcht die⸗ 
ſelbe beeinträchtigen: Jeder ſoll nur Gott und ſeinem Gewiſſen für ſeine Abſtimmung verantwortlich ſein. 

Dieſem unbegrenzten Vertrauen des Königs wird die Hingebung ſeines Volkes entſprechen: 
Das ehrenvolle Recht, welches dem Kleinſten wie dem Höchſten, dem Aermſten wie dem Reichſten ganz 
gleichmäßig zugethellt iſt, wird in Allen das Bewußtſein beleben, was Preußen ſeinem Fürſtenhauſe, was 
es neuerdings ſeinem Könige zu danken hat, und daß es ſeinen Dank nur durch die herzliche Erwiderung 
des Königlichen Vertrauens, durch die volle Unterſtützung der Königlichen Beſtrebungen bewähren kann. 

Es kann ja in der That kein Zweifel darüber obwalten, daß das geſammte preußiſche Volk den 
König und feinen erſten Miniſter Graf Bismarck wirklich zu unterſtützen geſonnen iſt, damit die Früchte 
deſſen, was mit dem Blute unſerer Brüder und Söhne und durch die thatkräftige und geſchickte Politik 
der Regierung errungen iſt, auch vollauf geſichert werde. Der Wille und die Abſicht der Wähler werden 
gewiß überall darauf gerichtet ſein, ſolche Männer in den Reichstag zu wählen, von denen eine Förderung 
des Königs und ſeiner Räthe zu erwarten iſt. Aber je beſtimmter die Wähler dies beabſichtigen, 
deſto mehr mögen ſie auf ihrer Hut ſein, daß ſie nicht vielleicht wider ihren Willen Leute wählen, 
die der Regierung des Königs auf dem Reichstage neue Schwierigkeiten bereiten. 

Niemand von denen, die ſich um eine Wahl bewerben, wird es freilich wagen, grade heraus zu er⸗ 
klären, daß er dem Könige und dem Miniſter⸗Präſidenten Grafen Bismarck entgegentreten wolle; denn 
Perſonen, die ſolche Abſichten äußerten, würden bei der jetzigen Stimmung des Volkes gar keine Ausſicht 
haben, gewählt zu werden. 

Aber ſchon jetzt treten einzelne der früheren Gegner der Königlichen Politik mit der Verſicherung 
hervor, daß ſie zwar die Regierung in ihren Plänen für Deutſchland unterſtützen, aber ihrerſeits noch 
weit mehr erreichen wollen als die Regierung. Die Einen ſagen: ſie wollten dafür ſorgen, daß von vorn 
herein nicht blos ganz Norddeutſchland, ſondern alsbald auch die ſüddeutſchen Staaten mit Preußen 
geeinigt würden, — Andere wieder verſichern, ſie würden nicht blos für die Einheit, ſondern zugleich auch 
für die Freiheit ſorgen. 

Das preußſſche Volk aber wird ſich erinnern, daß eben ſolche Reden ſchon ſelt Jahren erklungen find, 
daß aber Alles, was Preußen bereits errungen hat, nur erreicht werden konnte, indem der König 
zum Heile Preußens auf die Nathſchläge jener Männer nicht hörte. Hätte unſere Regierung ausge⸗ 
führt, was dieſe dringend verlangten, ſo hätte Preußen weder Schleswig⸗Holſtein noch die anderen neuen 
Provinzen gewonnen und in Frankfurt ſäße heute ſicher noch der Bundestag unter Oeſterreichs Leitung, 
ſtatt daß jetzt in Folge der kräftigen Thaten unſerer Reglerung ein neuer deutſcher Bund unter dem 
König von Preußen hoffnungsvoll erſtehen ſoll. Was aber die Frelheit betrifft, ſo wird unſer Volk der 
jüngſten Wochen gedenken, wo unſer König, als er ſiegreich und ruhmgekrönt heimkehrte, keine eiligere 
Sorge hatte, als vollen Frieden mit ſeinem Volke zu machen und die Rechte und Freiheiten deſſelben von 
Neuem ſicherzuſtellen. 

Der König und ſeine Räthe bedürfen keines Antriebes von außen, weder um die Macht, noch um 
die Freiheit des Volkes zu wahren: die Wahlen ſelber in ihrer völlig ſchrankenloſen Freiheit find der beſte 
Beweis, daß unſere Regierung die Mitwirkung eines freien Volkes für die Ziele Preußens und Deutſch⸗ 
lands zu würdigen weiß. 

So möge denn Keiner, der unſern König auf ſeinen Wegen fördern will, ſich durch trügeriſche Vor⸗ 
ſpiegelungen beirren laſſen. 

Das große Werk, das unſere Regierung durchzuführen im Begriffe ſteht, kann nur gelingen, 
wenn die Vertreter des preußiſchen Volkes im Reichstage entſchieden und rückhaltlos für die Plane 
des Königs einſtehen. ER 

Bei den Wählern wird es ſtehen, nur folche Vertreter in den Reichstag zu ſenden, die hierzu 
feſt entſchloſſen ſind. 0 

Wahrend die unbedingt freie Wahl des Volkes geſichert iſt, wird dafür zu ſorgen ſein, daß 
diejenigen, welche eine Wahl im Sinne des Königs zu treffen beabſichtigen, nirgends darüber im 
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Zweifel gelaſſen werden, von welchen unter den Männern, die ſich um die Wahl bewerben, in 
Wahrheit eine Unterſtützung der Königlichen Abſichten zu hoffen iſt. 

Mit Zuverſicht darf die Regierung s Königs erwarten, daß das Volk feine Liebe und 
fein Vertrauen zu Seiner Majeftät bei den Wahlen von Neuem kräftig bethätigen werde. 


Geſetz⸗ Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1866. 


Nr. 67 enthält: (Nr. 6484.) Geſetz, betreffend die Ermäßigung und Aufhebung des Gerichtskoſten⸗ 
Zuſchlages. Vom 22. Dezember 1866. 

(Nr. 6485.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ Etats für das Jahr 1867. 
Vom 22. Dezember 1866 

(Nr. 6486.) Geſetz wegen Aufhebung der Rheinſchifffahrts⸗Abgaben. Vom 24. Dezember 1866. 

(Nr. 6487.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Dezember 1866, betreffend die Aufhebung der Schiffe 
fahrtsabgaben, welche für Rechnung des Kurfürſtenthums Heſſen auf dem Maine und für Rech⸗ 
nung des Herzogthums Naſſau auf dem Rheine und Maine bisher erhoben worden ſind. 

Nr. 68 enthält: (Nr. 6488.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Herzogthümer Holſtein und Schleswig 
mit der Preußiſchen Monarchie. Vom 24. Dezember 1866. 

(Nr. 6489.) Geſetz, betreffend die Vereinigung bisher Bayeriſcher und Großherzoglich Heſſiſcher 
Gebietstheile mit der Preußiſchen Monarchie. Vom 24. Dezember 1866. 

(Nr. 6490.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Mülheim am Rhein im Betrage von 160,000 Thalern. Vom 12. November 1866. 

(Nr. 6491.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. November 1866 nebſt Tarif, nach welchem das Brück⸗ 
geld und die Durchlaßabgabe bei der Schiffbrücke über die Nogat bei Marienburg zu erheben iſt. 

(Nr. 6492.) Verordnung I., betreffend die Ausdehnung des §. 88 des Königlich Hannoverſchen 

Geſetzes vom 14. Dezember 1864 über das Pfandrecht und die Befriedigung der Gläubiger im 
Konkurſe auf die in den vormals Kurheſſiſchen Landestheilen nach Kurheſſiſchen Geſetzen beſtellten 
Hypotheken. Vom 12. Dezember 1866. 

(Nr. 6493.) Verordnung II., betreffend die Ausdehnung der 88. 92 und 93 des Königlich Han⸗ 
noverſchen Geſetzes vom 14. Dezember 1864 über das Pfandrecht und die Befriedigung der 
Gläubiger im Konkurſe auf die in der Ortſchaft Wachtum und deren Gemarkung nach der Her⸗ 
zoglich Oldenburgiſchen Hypotheken ⸗ Ordnung vom 11. Oktober 1814 beſtellten Hypotheken. 
Vom 12. Dezember 1866. 

(Nr. 6494.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Dezember 1866, betreffend die Vereinigung des Poft« 
weſens in dem ehemaligen Königreiche Hannover mit dem in den alten Preußiſchen Landestheilen. 

(Nr. 6495.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Dezember 1866, betreffend die Vereinigung des Poſt⸗ 
I den Herzogthümern Schleswig und Holſtein mit dem in den alten Preußiſchen Lan⸗ 
destheilen. 

Nr. 69 enthält: (Nr. 6496.) Verordnung, betreffend die Einführung des Wahlgeſetzes für den Reichs⸗ 
tag des Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober 1866 in den durch das Geſetz vom 24. De⸗ 
zember 1866 der Preußiſchen Monarchie einverleibten Herzogthümern Holſtein und Schleswig. 
Vom 28. Dezember 1866. j 

(Nr. 6497.) Verordnung, betreffend die Einführung des Wahlgeſetzes für den Reichstag bes 
Norddeutſchen Bundes vom 15. Oktober 1866 in den ehemals Bayeriſchen und Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheilen, welche durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866 der Preußiſchen 
Monarchie einverleibt worden ſind. Vom 28. Dezember 1866. 


Bekanntmachung des Königlichen Ober⸗Präſtdiums der Provinz Brandenburg. 


An Stelle des verſtorbenen Schulzen Reichert zu Zorndorf iſt der Eigenthümer und Schulze Haman 
zu Kietz zum Direktions⸗Mitgliede der Hülfskaſſe für den kommunalſtändiſchen Verband der Neumark auf 
ben Reſt der Wahlperiode vom 1. Juli 1863 bis dahin 1868 vom Communal⸗Landtage der Neumark ge⸗ 
wählt worden. Potsdam, den 7. Januar 1867. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Brandenburg. In Vertretung. gez. v. Kamptz. 
5 ⁰ 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


IJ. Durch Umpfarrungsdekret des Königlichen Conſiſtoriums der Provinz Brandenburg und ber 
Königlichen Regierung vom 22. Dezember 1866 werden die Kirchengemeinden Trebitſch, Gottſchim und 
Neu⸗Ulm, Kreis Friedeberg i. N. mit den zu denſelben gehörigen Colonien und Etabliſſements vom 1. Ja⸗ 
nuar 1867 ab, von dem Verbande der der cura des Diaconus zu Drieſen zugewieſenen Gemeinden ge⸗ 
trennt und gleichzeitig unter dem für ſie neu errichteten Pfarramt in Trebitſch zu einem beſonderen Pfarr⸗ 

ſyſteme verbunden. 6 

Die Kirchengemeinde Schönberg, (bisher bei der Pfarre zu Netzbruch) dagegen wird von demſelben 
Tage an dem Verbande der unter der pfarramtlichen eura des Diaconats zu Drieſen vereinigt bleibenden 
Gemeinde rechtlich angeſchloſſen. 

II. Nachſtehende Schauordnung: 

Um die Vorfluth in der Berſte von der Beesdau⸗Luckauer Grenze ab bis zu ihrer Einmündung in 
die Spree zu ſichern und polizeiliche Ordnung bei der Benutzung dieſes Fließes mit Rückſicht auf die In⸗ 
tereſſen der Boden⸗Kultur ſowohl, als der Stauberechtigten an demſelben herbeizuführen, haben wir in 
Gemäßheit der 88. 25 und 73 der Feld⸗Polizei⸗Ordnung vom 1. November 1847, des Geſetzes über die 
Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 und des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850, insbeſondere des §. 11 ibidem nachſtehende 

Polizei⸗Verordnung 
zur Nachachtung für die Betheiligten aufgeſtellt: 

8.1. Normal⸗Breite. Die Normal⸗Breite der Berſte wird innerhalb der Luckauer Feldmark bis 
zur Brücke in der Luckau ⸗Lübbener Chauſſee auf fünf Fuß, von dort bis zur Grenze zwiſchen den Feld⸗ 
marken Karche und Schollen auf ſieben Fuß, innerhalb der Feldmark Schollen auf neun Fuß, von der 
Schollen⸗Kreblitzer Grenze ab bis zur Einmündung der Tſchugge in die Berſte auf zwölf Fuß, von hier ab 
bis zur Golziger Mühle auf ſechszehn Fuß in der Sohle; von der Golziger Mühle ab bis zur Ein⸗ 
mündung des Reichwalder Mühlen - Freifließes in das Hauptfließ auf vierundzwanzig Fuß, für die Strecke 
bis zum Einfalle des ſog. Kauliſch⸗Grabens (auch Querfließ genannt) auf dreißig Fuß, für den weiteren 
Lauf bis an die Grenze des „deutſchen Buſches“ auf ſechsunddreißig Fuß und für die Freifließe bei den 
Mühlen zu Golzig und zu Reichwalde auf zwölf Fuß zwiſchen den Uferrändern feſtgeſtellt. 

Die beiderſeitigen Ufer, ſowohl des Hauptfließes als der Freifließe, find auf dieſer ganzen Strecke in 
einfüßiger Abböſchung zu unterhalten. 

Für die Strecke von der Grenze zwiſchen der Feldmark Freiwalde und dem deutſchen Buſche bis zur 
Feldmark Treppendorf wird die Normal» Breite in der Sohle auf einundzwanzig Fuß und zwiſchen 
den Uferrändern auf dreißig Fuß feſtgeſetzt; — nach dieſen Abmeſſungen regulfren ſich die Abböſchungs⸗ 
Verhältniſſe der Ufer. 

Von der Grenze zwiſchen dem Kympan und der Treppendorfer Feldmark bis zur Brücke beim Lübbener 
Schießhauſe wird die Normal⸗Breite auf zwölf Fuß in der Sohle beſtimmt, und find die beiderſeitigen 
Ufer in zweifüßiger Abböſchung zu unterhalten. Für die alsdann folgende nicht regulirte Strecke bis zu 
dem circa 230 Ruthen unterhalb der Brücke beim Lübbener Schießhauſe liegenden Punkte, an welchem der 
aus dem Oberwaſſer der Lübbener Mühlen ſich abzweigende Spreearm in die Berſte einfällt, wird für einen 
Waſſerſtand von 4 Fuß ein Profil des Waſſerbettes von 120 DFuß und für die weitere Strecke bis zur 
Einmündung der Berſte in die Spree unterhalb Lübben bei demſelben Waſſerſtande ein Profil von 
240 QFuß feſtgeſtellt. * 

Wo größere Breiten vorhanden find, darf eine Einengung bis zur Normal» Breite nur mit Zuſtim⸗ 
mung der Schau⸗Kommiſſion und mit Genehmigung der Königlichen Regierung vorgenommen werben. 

Geringere Uferböſchungen können an einzelnen Stellen nach Maaßgabe des gegenwärtigen Zuſtandes 
von der Schau⸗Kommiſſion allein zugelaſſen werden, wenn durch ſolche, vermöge einer die feſtgeſtellte nor⸗ 
male überſteigenden Sohlenbreite keine, den regelmäßigen Waſſerlauf hemmende Verengung des ganzen 
Profils des Fließbettes an der betreffenden Stelle bewirkt wird. * 

. Normaltiefe. Zur Beſtimmung der Normaltiefe der Sohle der Berſte dient als Feſtpunkt 
der Fachbaum der Betriebsarche bei der Golziger Mühle. 

Ausgehend von der Höhenlage dieſes Fachbaums ſoll die Sohle des Fließes aufwärts bis zur Chauſſee⸗ 
Brücke bei Luckau mit 3 Zoll und von hier ab bis zur Luckau⸗Beesdauer Feldmarkgrenze mit 2¾10 Zoll; 
— abwärts dagegen bis zum Kympan mit 3 ½ Zoll, im Kympan bis zur alten Treppendorfer Grenze 
mit 5 Zoll, innerhalb der Treppendorfer Feldmark und unterhalb derſelben bis zur Einmündung in die 
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Spree 1 mindeſtens 6 Zoll relativem Gefälle auf je 100 laufende Ruthen beziehungsweiſe ſteigen 
und fallen. 

Dieſe vorbeſchrlebene normale Sohle iſt von der Beesdau⸗Luckauer Grenze ab bis zur Kympan⸗ 
Treppendorfer Grenze durch Säuberſchwellen markirt, welche von 50 zu 50 Ruthen von der nördlichen 
Seite der Brücke in der Luckau⸗Lübbener Chauſſee auf und niederwärts abgemeſſen, in gleicher Horizontale 
mit der Normal- Sohle auf der bezeichneten Strecke der Berſte eingelegt ſind. 

Die Stellen, an denen die Säuberſchwellen liegen, find auf dem rechten Ufer des Fließes durch ein⸗ 
geſchlagene Pfähle marlirt, und letztere mit Nummern, korreſpondirend denjenigen, mitttelſt welcher die 
betreffenden Stationspunkte auf den vorhandenen Situationsplänen bezeichnet find, verſehen. 

Die Situationspläne, auf welche hier Bezug genommen wird, ſind folgende: 

1) Der Situations- und Nivellements⸗Plan für die Strecke von der Beesdau⸗Luckauer Grenze bis 

zur Chauſſee⸗Brücke bei Luckau. 

2) Der Situ alions-Plan für die Strecke von der Chauſſee⸗Brücke bei Luckau bis zur Golziger Mühle; 

beide zuſammengeſtellt im Oktober 1856 durch den Bauführer und Feldmeſſer Kukuk. 
2 Der Situations⸗Plan für die Strecke von der Golziger Mühle bis zum Kympan. 
4) Der Situations⸗Plan für die Strecke vom Kympan bis Lübben; beide aufgenommen und zuſammen⸗ 
getragen in den Jahren 1846/47 durch den Regierungs⸗Geometer Klein I. 

In den beiden erſten Plänen ſind die Stellen, an welchen die Säuberſchwellen liegen, mit arabiſchen 
Zahlen bezeichnet und zwar von dem mit 0 bezeichneten Ausgangspunkte bei der Luckauer Chauſſee⸗Brücke 
aufwärts ſowohl, als abwärts, von der Zahl 1 anfangend. 

In den beiden letzten Plänen find römiſche Zahlenzeichen zur Anwendung gebracht und iſt, von der 
Golziger Mühle ausgehend, eine neue Nummern⸗Ordnung begonnen. 

Die unterhalb der Kympan⸗Treppendorfer Grenze ſich noch vorfindenden Säuberſchwellen kommen für 
die Beſtimmung der hier zu unterhaltenden Sohlentiefe nicht in Betracht. 

8.3. Räumung. Die Räumung iſt für jetzt und fo lange, als von den hier bezeichneten Ver⸗ 
sflichteten ein Anderes nicht behauptet und, im Fall der Konteſtation, im Wege Rechtens nachgewieſen wird, 
wie folgt zu bewirken: 

a) von der Beesdau⸗Luckauer Grenze ab bis zu dem zwiſchen der Sten und gten Säuberſchwelle ober⸗ 
halb der Stadt Luckau belegenen Punkte, von welchem ab der regulirte Lauf der Berſte auf der 
Separations⸗Karte von den Luckauer Kommunegrundſtücken mit Litt. 999 bezeichnet iſt, — durch 
die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur Mitte des Fließes; 

b) auf dem weiteren Laufe innerhalb der Luckauer Feldmark durch die Geſammtheit der Intereſſenten 
bei der ſtattgehabten Gemeinheitstheilung der Luckauer Communegrundſtücke nach den Separations⸗ 
Theilnehmungsrechten; . 

e) auf der ſodann folgenden Strecke, auf welcher die Berſte die Grenze zwiſchen den Feldmarken 
Luckau und Karche bildet, je zur Hälfte und bis zur Mitte des Fließes von den vorſtehend sub b. 
en Verpflichteten einerſeits und von den einzelnen Uferbeſitzern in der Karcher Feldmark 
andererſeits; 

d) innerhalb der Feldmark Karche durch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur Mitte des Fließes; 

e) innerhalb der Feldmark Schollen durch die Gemeinde Schollen als Kommunallaſt; 

) auf der hiernächſt folgenden Strecke, auf welcher die Berſte die Grenze zwiſchen den Feldmarken 
Gießmannsdorf und Gut Kreblitz bildet, durch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur 
Mitte des Fließes; 

g) innerhalb der Kreblitzer Dominialfeldmark bis zur Grenze derſelben mit den Grundſtücken der Neu⸗ 
preußiſchen Gemeinde Kreblitz auf dem linken Fließufer durch den Beſitzer des Ritterguts Kreblitz; 

h) auf ber ſich anſchließenden Strecke vorlängs der Grundſtücke der Neupreußiſchen Gemeinde Kreblitz 
bis zu der Brücke beim Dorfe im Kreblitz⸗Riedingsdorfer Wege durch die Kreblitzer Neupreußiſche 
Gemeinde als Kommunallaſt; 

1) Sa der Grundſtücke der Altpreußiſchen Gemeinde Kreblitz durch dieſe Gemeinde als Kom⸗ 
munallaſt; . 

E) auf der folgenden Strecke, auf welcher die Berſte die Grenze zwiſchen den Grundſtücken der beiden 
Kreblitzer Gemeinden — der Alt⸗ und der Neupreußiſchen — bildet, durch dieſe beiden Gemeinden 
je zur Hälfte und bis zur Mitte des Fließes als Kommunallaſt; 

I) zwiſchen den Feldmarken von Zauche und Kreblitz, ſoweit als die Grundſtücke der Neupreußtiſchen 
Gemeinde am rechten Ufer ſich erſtrecken, durch dieſe Gemeinde als Kommunallaſt, und, ſoweit auf 
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1a folgend, Kreblitzer Dominial⸗Grundſtücke anſtoßen, durch den Beſitzer des betreffenden 
itterguts; 

m) auf der weiteren Strecke von der Keblitz⸗Gelziger Grenze ab bis zur Golzig⸗Reichwalder Grenze 
durch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur Mitte des Fließes; 

n) von der Golzig⸗Reichwalder Grenze ab bis zur Brücke in dem von Reichwalde nach Freiwalde 
führenden Wege: 

as) bezüglich des über die Mühle zu Reichwalde gehenden Hauptfließes durch den jedesmaligen 
Beſitzer dieſer Mühle; 
bb) HE des Freifließes durch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur Mitte des 
eßes; 

o) vom Reichwalde⸗Frelwalder Wege ab bis zur Grenze zwiſchen den Feldmarken Reichwalde und 
Freiwalde durch die Geſammtheit der Beſitzer der zur Zeit noch als ſolche beftehenden 36 Koſſä⸗ 
thengüter in Reichwalde; 

p) von der Grenze zwiſchen den Feldmarken Reichwalde und Freiwalde ab bis zu dem Punkte, in 
welchem der Dammbuſch, der deutſche Buſch und die Feldmark Schiebsdorf an der Berſte zu⸗ 
ſammenſtoßen, burch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur Mitte des Fließes; 

q) auf der alsdann folgenden Strecke bis zur Niewitzer Grenze, auf welcher die Berſte die Grenze 
zwiſchen der Feldmark Schiebsdorf und dem deutſchen Buſche bildet, je bis zur Mitte des Fließes, 
von der rechten Seite aus durch die Gemeinde Schiebsdorf als Kommunallaſt, und von der linken 
Seite aus durch die einzelnen Uferbeſitzer; 

r) innerhalb der Feldmark Niewitz durch die Geſammtheit der Intereſſenten der ſtattgehabten Sepa⸗ 
ration der Feldmark nach Verhältniß ihrer Theilnehmungsrechte bei derſelben; 

8) innerhalb des Kympan durch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder Seite bis zur Mitte des Fließes; 

t) auf der alsdann folgenden Strecke bis zur alten Treppendorfer Feldmarkgrenze, auf welcher die 
Berſte die Grenze zwiſchen dem Kympan und der Feldmark Klein⸗Lubolz bildet, je bis zur Mitte 

des Fließes von der rechten Seite aus durch die einzelnen Uferbeſitzer und von der linken Seite 
aus durch die Gemeinde Klein⸗Lubolz als Kommunallaſt; 

u) von der Klein⸗Lubolz⸗Treppendorfer Grenze ab bis zur Brücke in der Lübben⸗Berliner Chauſſee bei 
Lübben durch die Gemeinde Treppendorf als Kommunallaſt; 

v) im welteren Verlaufe bis zur Einmündung in die Spree durch die einzelnen Uferbeſitzer von jeder 
Seite bis zur Mitte des Fließes. 

§. 4. Die Räumung geſchieht der Regel nach in den Tagen vom 15. Mai bis 15. Juni und — 
wenn im Herbſte Nachräumungen erforderlich ſind — in den Tagen vom 15. Oktober ab. - 

Dem Ermeſſen der Schau⸗Kommiſſion bleibt überlaffen, in befonderen Fällen dieſe Termine aus nahms⸗ 
weiſe zu ändern, oder auch außerordentliche Räumungen nach Bedürfniß anzuordnen. Einer deshalb ergehen⸗ 
den Aufforderung haben die Verpflichteten unbedingt Folge zu leiſten. . 

Die Aufforderungen zu den gewöhnlichen und außergewöhnlichen Räumungen erfolgen an die Beſitzer 
derjenigen Güter, welche ſelbſtſtändige Gutsbezirke bilden, und an die Ortsſchulzen, welche letzteren ſie in 
den Gemeinden ſogleich ortsüblich bekannt zu machen haben. 

§. 5. Auswurf. Die bei der Räumung nach beiden Ufern möglichſt gleichmäßig und mindeſtens 
3 Fuß vom oberen Uferrande auszuwerfenden Gegenſtände, als Waſſergräſer, Geſchlinge, Kräuter, Sand, 
Moder, Kies u. ſ. w., ſind die Uferbeſitzer verpflichtet, ſoweit ſie nicht zur Befeſtigung der Ufer gebraucht 
werden, innerhalb 8 Tagen nach der Ausräumung vom Ufer zu entfernen, oder gleichmäßig mit wenigſtens 
zweifüßiger Böſchung auf der Grabenſeite zu planiren, und ſteht ihnen dagegen die ausſchließliche Benutzung 
dieſes Auswurfs zu. 

8. 6. Die Räumung geſchieht gleichzeitig in 3 Abtheilungen, von denen die erſte die Strecke von der 
Beesdau⸗Luckauer Grenze bis zur Golziger Mühle, die zweite die Strecke zwiſchen der Golziger und der 
unterhalb Treppendorf auf der Lübbener Feldmark belegenen Mühle, und die dritte den Reſt des Berſte⸗ 
Fließes bis zu ſeiner Einmündung in die Spree umfaßt. 

In jeder dieſer 3 Abtheilungen iſt die Räumung immer von unten nach aufwärts zu bewirken. Sie 
beginnt am unterſten Punkte jeder Abthellung innerhalb der erſten 4 Tage nach der Aufforderung, und iſt 
dann ununterbrochen mit ſolchen Kräften fortzuſetzen, daß ſie: 

A. innerhalb der erſten Woche: 
a) in der Abtheilung oberhalb der Golziger Mühle bis zur Brücke bei Kreblitz, 
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b) in der Abtheilung zwiſchen der Golziger Mühle und der Mühle unterhalb Treppendorf bis zur 
Klein⸗Lubolz⸗Treppendorfer Grenze, 

c) in der Abtheilung zwiſchen der letzten Mühle und der Vereinigung der Berſte mit der Spree bis 
zur Lübben⸗Berliner Chauſſee; a 

B. innerhalb der zweiten Woche: 

a) in der Abtheilung oberhalb der Golziger Mühle bis zur Karche⸗Luckauer Grenze, 

b) in der Abtheilung zwiſchen der Golziger und der Mühle unterhalb Treppendorf bis zu dem Punkte, 
in welchem die Feldmarken von Niewitz und Schiebsdorf mit dem deutſchen Buſch an der Berſte 
grenzen, 

e) in der Abtheilung zwiſchen der Mühle unterhalb Treppendorſ und der Vereinigung der Berſte mit 
der Spree bis zur bezeichneten Mühle, mithin in dieſer Abtheilung vollſtändig; 

C. innerhalb der dritten Woche: 

a) in der Abtheilung oberhalb der Golziger Mühle bis zu dem im §. 3 unter Litt. a. näher bezeich⸗ 
neten Punkte, an welchem die Verpflichtung der Geſammtheit der Luckauer Gemeinheitstheilungs⸗In⸗ 
tereſſenten zur Räumung aufhört und diejenige der einzelnen Uferbeſitzer beginnt, 

b) in der Abtheilung zwiſchen der Golziger und der Mühle unterhalb Treppendorf bis zur Reich⸗ 
walder Mühle, ausſchließlich des Freifließes bei derſelben; ; 

D. innerhalb der vierten Woche: 
in beiden Abtheilungen, in welchen die Räumung über die zweite Woche hinaus fortzuſetzen war, 
vollſtändig 
beendet wird. 

Näumungen bis zur Mitte des Fließes müſſen von beiden Seiten ſtets gleichzeitig ausgeführt werden. 

§. 7. Ufer. Die Inſtandhaltung und Befeſtigung der Ufer tft eine Verpflichtung derjenigen, denen 
die Räumung längs derſelben obliegt. 3 

Die Schau⸗Kommiſſion beſtimmt, wie ſolche zu erfolgen hat. 

Wurzelwerk, welches in den Ufern nach dem Fließbette zu hervorragt, darf nicht geduldet werden, 
vielmehr haben die Räumungspflichtigen ſtets für deſſen Beſeitigung zu ſorgen. 

Die Ufer dürfen, inſoweit die Schau⸗Kommiſſion nicht den örtlichen Verhältniſſen entſprechende Aus⸗ 
nahmen geſtattet, mit Bäumen oder Sträuchern nur in einer Entfernung von ſechs Fuß vom oberen Ufer⸗ 
rande ab gerechnet bepflanzt werden. Zweige, die ſich über den Waſſerſpiegel ausbreiten, ſind zu entfernen 
oder entſprechend zu beſchneiden, — und zu weit auswuchernde Sträucher ſtets in der Art zu beſeitigen, 
daß ſie nach dem Gutachten der Schaukommiſſion die Beſichtigung und Räumung in keiner Weiſe behindern, 
noch den Waſſerlauf ſtören. — 

8. 8. Gang auf den Ufern. Damit ſowohl der Schau⸗Kommiſſion, als den ſonſt mit der 
Beaufſſichtigung des Waſſerlaufs zu beauftragenden Perſonen die ftete Reviſion möglich gemacht werde, ſo 
ſoll auf belden Ufern des Hauptfließes ſowohl, als der bei den Mühlen vorhandenen Freifließe ein freier 
Gang von 3 Fuß Breite von den Anſchießenden beſchafft und deſſen Benutzung den Aufſichts⸗Behörden 
leder Zeit geftattet, auch durch Anlage von Stegen über die vorhandenen Seitengräben die Möglichkeit unge⸗ 
hinderter Paſſage gewährt werden. — 

§. 9. Kommunikation zwiſchen den beiderſeitigen Ufern. Das Gehen, Reiten, Fahren, 
Viehtreiben von einem Ufer des Fließes zum andern darf nur über die bereits vorhandenen oder neuanzu⸗ 
legenden Brücken und Stege oder mittelſt Furthen ſtattfinden, welche in den Böſchungen und in der Nor: 
malſohle des Fließbettes gepflaſtert und an den Enden des Pflaſters mittelſt Balken gehörig befeſtigt find. 

Alle dergleichen neue Anlagen bedürfen der Genehmigung der Schaukommiſſion und ſind ſtets ſo her⸗ 
zuſtellen, daß durch dieſelben die in den 88. 1 und 2 feſtgeſetzten Fließ⸗Profile nicht eingeſchränkt werden. 

Neu anzulegende Brücken oder Stege müſſen insbeſondere ſtets die ganze reglementsmäßige Breite 
des Fließbettes überſpannen, wobei die lichte Weite der Brückenöffnungen der reglementsmäßigen Breite 
des Fließbettes nach Abzug der Stärke der Mittelpfeiler und Joche zu entſprechen hat. 

8. 10. Waſchbänke. Waſchbänke im Flleße ſind nicht zu dulden; jedoch dürfen dergleichen auf 
den Ufern und zwar feſtſtehende ſowohl, als ſolche, die über dem Waſſerſpiegel ſchwebend hängen, unter 
der Bedingung angelegt werden, daß kein feſter Bautheil in das Fließbett trifft, oder weniger als 2 Fuß 
über dem mittleren Wafferfpiegel liegt. N 

§. 11. Tränken, Fiſchhälter ꝛc. Die Anlegung von Tränken oder Fiſchhältern, ebenſo das 
Niederlegen von Fiſchkörben, Flachs, Hölzern und anderen, die Vorfluth hemmenden Körpern, desgleichen 
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das Einrammen von Pfählen in das Fließbett ift ganz unterfagt, nicht minder iſt verboten, Thierhäute, 
Leinengarn und ſonſtige Gegenſtände zum Einweichen in das Fließbett zu hängen. 

§. 12. Dagegen find Einſchnitte in die Ufer geſtattet, um in denſelben diejenigen Anlagen anzubringen, 
welche in dem Fließbette ſelbſt nicht gemacht werden dürfen. 

Zu ſolchen Anlagen muß jedoch vorher die Genehmigung der Schaukommiſſion, welche bei deren Er⸗ 
theilung die Dimenſionen und das Nähere über ihre Abgrenzung gegen das Fließ durch Pfähle mit Flecht⸗ 
werk feſtzuſetzen hat, eingeholt werden. 

8. Abgänge, Koth u. ſ. w. Abgänge von der Haus⸗ und Landwirthſchaft oder von einem 
Gewerbebetriebe, Koth und Unrath, ſowie krepirtes Vieh oder lebende Thiere zum Erſäufen dürfen unter 
keiner Bedingung in das Fließ geworfen oder in einer Weiſe an das Ufer deſſelben gebracht werden, daß 
das Waſſer ſolche Gegenſtände hineinſpülen kann. 

14. Mühlen. Bei ſämmtlichen an der Berſte belegenen Mühlen befinden ſich Markpfähle, 
welche die von den Mühlenbeſitzern zu haltenden Waſſerſtände anzeigen. 

Hinſichtlich der Verpflichtung der Mühlenbeſitzer, dafür Sorge zu tragen, daß die in ſolcher Weiſe 
beſtimmten Waſſertzöhen nicht überſchritten werden, ſowie hinſichtlich der Beſtrafung bei Zuwiderhand⸗ 
lungen behält es bei den Vorſchriften 88. 8 und 9 des Vorfluth⸗Edikts vom 15. November 1811 
ſein Bewenden. 

§. 15. Die Beſitzer der an der Berſte und zwar auf der nach den vorſtehenden Paragraphen der 
gegenwärtigen Polizeiverordnung unterltegenden Strecke derſelben bereits vorhandenen oder ſpäter anzu⸗ 
legenden Mühlen ſind gehalten, um eine ungehinderte und ordnungsmäßige Räumung des Fließes und 
deren Reviſion zu ermöglichen, während der erſten 3 Tage nach Beginn der Fließräumung unmittelbar 
oberhalb einer Mühle und außerdem am Tage der Schau die fümmtlichen bei ihren Mühlen befindlichen 
Freiſchützen zu ziehen, um dadurch dem Fließwaſſer freien Abfluß zu geſtatten. 

8. 16. Seitengräben. Den anliegenden Grundbeſitzern ſteht zwar das Recht zu, Waſſer, deſſen 
fie ſich von ihren Grundſtücken entledigen wollen, durch anzulegende Seitengräben der Berfte und den zu 
derſelben gehörigen Mühlen⸗Freifließen zuzuführen; jedoch darf jedes derartige Vorhaben nur nach vor⸗ 
gängiger Anzeige bei dem Vorſitzenden der Schaukommiſſion und nach Maßgabe der von der letzteren auf 
die geſchehene Anzeige zu erlaſſenden Beſtimmung darüber, an welchem Punkte und in welcher Weiſe die 
Einführung des anzulegenden Seitengrabens in das Hauptfließ erfolgen ſoll, zur Ausführung gebracht werden. 

17. Stauanlagen. Die Anlage von Stauwerken Behufs Hebung des Waſſerſpiegels im 
Fließe zur Erzielung eines erhöheten Feuchtigkeitsgrades der anliegenden Grundſtücke oder zur Bewäſſerung 
derſelben bedarf auch in den Fällen ihrer ſonſtigen Zuläſſigkeit ohne polizeiliche Erlaubniß nach den Vor⸗ 
Schriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843 über die Benutzung der Privatflüſſe ſtets der Genehmigung 
der Schaukommiſſion. Die letztere hat die bei den Stauanlagen befindlichen Markpfähle einer Controlle 
durch Vergleichung mit den Fixpunkten zu unterwerfen. f 

Letztere hat nicht nur darüber zu befinden, ob die Anlage an ſich ohne Schädigung des bei der ſtatt⸗ 
gehabten Regulirung der Berſte verfolgten Entwäſſerungszweckes zuläſſig iſt, ſondern auch maßgebende 
Vorſchriften über den Ort und die Art ihrer Errichtung zu ertheilen. In letzterer Beziehung iſt feſtzu⸗ 
balten, daß die Konſtruktion der in Rede ſtehenden Anlagen eine ſolche ſein muß, daß ſie zu jeder Zeit 
mit leichter Mühe von der normalen Sohle des Fließes aus bis über den höchſten vorkommenden Waſſer⸗ 
ſpiegel geöffnet werden können und bei vollſtändiger Oeffnung der normalen Profilweite des Fließes an 
ihrem Standorte entſprechen.— 

8. 18. Schau⸗Kommiſſion. Zur Ueberwachung der gegenwärtigen Schauordnung wird eine 
beſondere Schau⸗Kommiſſion eingeſetzt. 

Dieſelbe beſteht: 

A. aus dem Landrathe des Luckauer Kreiſes als Vorſitzenden und . e 

B. aus je 5 Beiſitzern ſowohl für die Strecke oberhalb, als für diejenigen unterhalb der Golziger Mühle. 

Die Mitglieder der Schau⸗Kommiſſion find: . 

a) für die Strecke oberhalb der Golziger Mühle: die jedes maligen Inhaber der Ortspolizel- 
Obrigkeit über Beesdau und Kreblitz, der jedesmallge Vorſitzende der durch den Rezeß über 
die Gemeinheitstheilung der Kommunegrundſtücke zu Luckau für die Beſorgung der gemeinſamen 
Angelegenheiten der Separations⸗Intereſſenten eingeſetzten Verwaltungs ⸗ Deputation und die 
Ortsſchulzen von Goſſmar und Freesdorf; 


b. für die Strecke unterhalb der Golzig'er Mühle: der jedesmalige Inhaber der Ortspolizel⸗Obrig⸗ 
keit über Golzig, der Bürgermeiſter von Lübben und die Ortsſchulzen von Reichwalde, Niewitz 
und Treppendorf. 

Der Vorſitzende kann ſich jederzeit durch einen der Beiſitzer vertreten laſſen; als Stellvertreter der 
Letzteren fungiren für die Inhaber der Ortspolizei⸗Obrigkelten die betreffenden Ortsſchulzen, für die als 
Beiſitzer berufenen Ortsſchulzen, die Gerichtsmänner der betreffenden Gemeinden; für den Vorſitzenden der 
Verwaltungs⸗Deputation der Luckauer Separations⸗Intereſſenten die übrigen Mitglieder der Deputation und 
für den Bürgermeiſter in Lübben der dortige Beigeordnete oder ein anderes, vom Bürgermeiſter zu bezeich⸗ 
nendes Magiſtrats⸗Mitglied. 

8. 19. Die Verrichtungen der Schau⸗Kommiſſion geſchehen — infoweit nicht eine Remunerirung der⸗ 
ſelben in §. 23 vorgeſehen iſt — unentgeldlich. 

Die Beſchlüſſe derſelben werden nach einfacher Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt und zwar 
in der Art, baß außer dem Vorſitzenden jedes Mitglied nur in den Angelegenheiten desjenigen Diſtricts 
Stimme hat, für welchen es nach §. 18 als Beiſitzer berufen iſt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Letztere beruft die Kommiſſion, ſo oft das Bedürfniß es erfordert. 

Die Kommiſſion iſt beſchlußfähig, ſobald außer dem Vorſitzenden noch 2 Beiſitzer anweſend find. 
Handelt es ſich um die Herbeiführung von Beſchlüſſen, welche lediglich die ſpeciellen Angelegenheiten eines 
der beiden im §. 18 feſtgeſtellten Diſtrlete betreffen. fo bedarf es zur Beſchlußfähigkeit der Commiſſion der 
Anweſenheit zweier Beiſitzer aus dem betreffenden Diſtrikte. 

Für die gewöhnliche Korreſpondenz der Kommiſſion genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden. 

$. 20. Die Schau⸗Kommiſſion ſteht unter der Aufſicht der Königlichen Regierung. 

$. 21. Schauen. In den erſten 4 Tagen nach Ablauf der feſtgeſtellten Räumungsfriſten — 
eonferat. 8. 4 — findet die Reviſion der Räumungsarbelten durch die Schau⸗Kommiſſion nach den näheren 
Beſtimmungen des Vorſitzenden ſtatt. 

Ueber den Befund werden Protokolle aufgenommen, auf deren Grund die Schau⸗Kommiſſion die etwa 
verſäumte oder nicht ordnungsmäßig bewirkte Räumung ſofort für Rechnung der Säumigen ausführen läßt 
und die überdies verwirkten Strafen — conf. §. 22 — feſtſetzt. 

Die hierdurch eutſtehenden Koſten, ſowle die feſtgeſetzten Strafen werden im Executionswege durch die 
Orts polizei⸗Obrigkeit auf Requiſition der Schau⸗Kommiſſion eingezogen. Letztere iſt auch befugt, wenn ſie 
es für erforderlich erachtet, entſprechende Vorſchußbeträge zur Deckung der muthmaßlichen Koſten der Nach⸗ 
ane ie gleicher Weiſe einziehen zu laſſen, bevor die für nöthig befundene Nachräumung ſelbſt ftatt- 
gefunden hat. 

§. 22. Die unterlaſſene oder nicht ordnungsmäßig ausgeführte Räumung wird gegen die betreffenden 
Verpflichteten durch Geldſtrafen geahndet, welche für jede laufende Ruthe, wenn die Räumungspflicht ſich 
nur auf die halbe Fließbreite bezieht, auf 2 Sgr., wenn ſie aber die ganze Fließbreite zum Gegenſtande 
hat, auf 5 Sgr.; in allen Fällen aber auf den Minimal⸗Betrag von 10 Sgr. beſtimmt werden. 

Alle ſonſtigen Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der gegenwärtigen Schau⸗Ordnung werden 
mit Geldſtrafen von 10 Silbergroſchen bis 10 Thalern, event. verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. 

Außerdem wird die Herſtellung des reglementsmäßtgen Zuſtandes auf Koſten der Contravenienten oder 
Renitenten in der Art bewirkt, wie es der §. 21 näher bezeichnet. 

8. 23. Die auf Grund der Beſtimmungen dieſer Schau-Ordnung aufkommenden Strafgelder fließen 
zu einer beſonderen, von dem Vorſitzenden der Schau⸗Kommiſſion zu verwaltenden Strafkaſſe. Soweit dle 

eſtände der letzteren ausreichen, erhalten daraus die Mitglieder der Schau⸗Kommiſſion Vergütigungen bis 
zur Höhe von 1 Thlr. für jeden Tag auswärtiger Beſchäftigung. 

§. 24. Die vorſtehende Schau⸗Ordnung tritt ſofort nach geſchehener Publikation durch unſer Amts⸗ 
blatt in Kraft. Frankfurt a. O., den 11. Dezember 1866. Königliche Regierung. 

wird hierdurch beſtätigt. 

Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift ausgefertigt. 

Frankfurt a. O., den 11. Dezember 1866. 


Perſonal⸗ Chronik. 


8 Der bisher provlſoriſch als Lehrer an der 5. Mädchenklaſſe in Soldin angeſtellte Carl Heinrich Albert 
uth iſt nunmehr definitio angeſtellt worden. 
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Der bisher proplſoriſch als 6. Lehrer an der Elementarſchule zu Seelow, Didcefe Frankfurt II., an⸗ 
geſtellte Lehrer Auguſt Schulz iſt nunmehr definitiv angeſtellt. 

Nachweiſung der im Monat Dezember 1866 erfolgten Berufungen in 
Lehrer- reſp. Küſter⸗ und Lehrer⸗Stellen. 

1) Friedrich Wilhelm Gänge zum Lehrer in Trampe, Ephorie Soldin, 2) Reinhold Jockwich zum 
Lehrer an der 3. Klaſſe der Elementar⸗Knabenſchule in Friedeberg l. N., 3) Johann Heinrich Albert Leh⸗ 
mann zum Lehrer an der höheren Töchterſchule in Landsberg a. W., 4) Auguſt Guſtav Wilhelm Brödtler 
zum Cantor und Conrektor in Drieſen, Ephorie Friedeberg, 5) Dr. Herrmann Schwarz zum Lehrer an der 
höheren Bürgerſchule in Cottbus, 6) Johannes Albert Reichert zum Rektor in Ztelenzig, Ephorie Droſſen, 
7) Auguſt Friedrich Adolph Rautenburg zum Lehrer in Vietzer Eiſenſchmelze, Ephorie Landsberg, 8) Johann 
Carl Eduard Hoffmann zum Lehrer in Ulbersdorf, Ephorie Croſſen, 9) Emil Heinrich Erdmann Matthes 
zum Elementarlehrer in Zielenzig, Ephorte Sternberg I., 10) Paul Friedrich Auguſt Klenke proviſorlſch zum 
3. Lehrer in’ Drebkau, Ephorie Calau, 11) Friedrich Wilhelm Hartmann proviſoriſch zum Lehrer in Räſchen, 
Ephorie Croſſen, 12) Friedrich Wilhelm Uckrow proviſoriſch zum 8. Lehrer in Letſchin, Ephorie Frank⸗ 
furt II., 13) Johann Carl Friedrich Henoch, proviſoriſch zum 7. Lehrer in Kirchhain, Ephorie Dobrilugk, 
14) Friedrich Wilhelm Aliſch proviſoriſch zum 3. Lehrer in Krieſcht. Ephorle Sonnenburg, 15) Julius 
Leopold Richard Erteld proviſoriſch zum 3. Lehrer in Alt⸗Lietzegöricke, Ephorie Königsberg I. 

Perſonal⸗ Veränderungen für den Monat Dezember 1866. 

Bei dem Königl. Appellationsgericht zu Frankfurt a. O. 

Ernannt ſind: der Referendarius Krüger zum Gerichts⸗Aſſeſſor, die Auscultatoren Wolff und Douglas 
zu Referendarien und der Cvil⸗Supernumerar, Aktuarius Reich zum Büreau⸗Aſſiſtenten des Appellatlonsge⸗ 
nichts. Der Gerichts-Aſſeſſor Markert iſt aus dem Departement des Königlichen Appellatlonsgerichts zu 
Bromberg in das dieſſeitige Departement, der Referendarius Wolff dagegen in das Departement des Kö⸗ 
niglichen Kammergerichts verſetzt. 

.Bei den Kreisgerichten im Departement. 

Ernannt find: der Gerichts⸗Aſſeſſor Schatz zu Berlinchen zum Krelsrichter bei der Kreisgerichts⸗Com⸗ 
miſſion daſeltſt, der Büreau-Aſſiſtent Saretz zu Friedeberg i. N. zum Seeretair, Controleur und Sportel⸗ 
Reviſor des dortigen Kreisgerichts, der Civil⸗Supernumerar, Aktuarius Froſt zu Woldenberg zum Büreau⸗ 
Aſſiſtenten bei den Kreisgerichts-Commiſſionen daſelbſt, der invalide Feldwebel, Aktuarius Schach zum Bit- 
reau-Aſſiſtenten des Areiegerichts zu Cüſtrin und der Hülfsbote Kienaſt zu Arnswalde zum Boten, Exe⸗ 
kutor und Gefangenwärter bei den Kreisgerichts-Commiſſionen zu Reppen. Verſetzt iſt: der Seeretalr, 
Controleur und Sportel⸗Reviſor Daeſeler zu Friedeberg i. N. als Secretair an das Kreiegericht zu Cott⸗ 
bus. Dem erſten Gerichts diener des Krelsgerichts zu Königsberg t. N., Reichhelm iſt der Titel „Boten⸗ 
meiſter“ verliehen. 

Verzeichniß der im 4. Quartal 1866 beim Oberbergamte zu Halle eingetretenen 
Perſonal-Verän derungen. 

Dem Mitgliede des Oberbergamts zu Halle, Oberbergralh Ottiliae, iſt die Stelle des Vorſitzenden 
bei der Okerberg und Salzwerks⸗ Direktion zu Kaſſel commiſſariſch übertragen. Der Gerichtsaſſeſſor 
Veith, bisher beim Oberbergamt zu Breslau, iſt als Hülfsarbeiter beim oberbergamtlichen Collegtum eins 
getreten. Der ſeither als Hülfsarbeiter beim Collegium beſchäftigt geweſene Bergaſſeſſor Maaß iſt in 
gleicher Eigenſchaft an das Oberbergamt zu Breslau verſetzt. Der Bergreferendar Junghann tft auf feinen 
Antrag aus dem Staats dienſt entlaſſen. Der Bergexpectant Heinrich Schotte iſt zum Berg⸗Referendar ernannt. 


Vermiſchte Nachrichten. 


(1) Die Pfarradjunktur zu Pom merzig, Diöceſe Croſſen, Privat⸗Patronats, wird durch die Verſetzung 
ihres gegenwärtigen Inhabers zum 1. April 1867 vakant. 

(2) Ortsdenennnug. Das von dem Bauergutsbeſitzer Braatz in Liebenew, im Arnswalberf Kreiſe 
auf der dertigen Feldmark neu errichtete Vorwerk wird mit unſerer Genehmigung fortan den Namen 
„Hellershof“ führen. b r 

Frankfurt a O., den 5. Januar 1867. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

(3) Das Schauamt Soldiner Kreiſes zur Körung der zum Decken beſtimmten Privatſchäler wird 
am 29. Januar cr. in der Kreisſtadt Soldin zuſammen treten. 

Frankfurt a. O. den 8. Januar 1867. Köntaliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

(A) Die Küſter⸗ und Lehrerſtelle in Mohſau, Diöceſe Züllichau, Privat⸗Patronats; die Lehrerſtelle in 


Jeſchkendorf, Didcefe Sorau, Königlichen Patronats, und die zweite Lehrerſtelle in Cladow, Diöceſe Landsberg, 
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Königlichen Patronats, find, erftere beiden durch das Ableben, letztere durch Verſetzung des bisherigen In⸗ 

habers erledigt worden. 

Frankfurt a. O., den 7. Januar 1867. Königl. Regierung. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

(5) Die Lehrerſtellen in Syrau, Diöcefe Sorau, Zahſow, Diöceſe Cottbus, und die 2. Lehrer⸗ 
ſtelle in Wilhelmsaue, Diöceſe Frankfurt I., ſämmtlich Königlichen Patronats, find durch Verſetzung der 
bisherigen Inhaber erledigt worden. Frankfurt a. O., den 14. Januar 1867. 

Königliche Regierung. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

(6) Bekanntmachung. Internationaler Güterverkehr. Die Stationen Polotzk und Witebsk der Düna⸗ 
burg⸗Witebsker Eiſenbahn treten mit dem 15. Februar d. J. in 1) den direkten Oſtdeutſch⸗Ruſſiſchen Gü- 
terverkebr; 2) den direkten Oſtdeutſch⸗Schleſiſch⸗Ruſſiſchen Güterverkehr; 3) den direkten Ruſſiſch⸗Deutſch⸗ 
Niederländiſchen Güterverkehr; 4) den direkten Hamburg⸗Ruſſiſchen Güterverkehr als Verband ⸗ Stationen 
ein. Die Tarifſätze für die Ruſſiſchen Bahnſtrecken und die Lieferfriſten können auf den Verbandſtationen 
Amfterdam, Rotterdam, Deutz, (Cöln), Ruhrort, Dortmund, Emden, Leer, Bremerhafen, Geeſtemünde, 
Bremen, Harburg, Hamburg, Breslau, Waldenburg, (für Flachs), Stettin, Reibnitz, (für Flachs), Görlitz, 
Berlin, Frankfurt a. O., Kreuz, Danzig, Elbing, Königsberg, Pillau und Inſterburg eingeſehen werden. 

Bromberg, den 4. Januar 1867. Königliche Direktion der Oſtbahn. 
e ec n gr 
betreffend die Auslooſung von Rentenbriefen der Provinz Brandenburg. 

Bei der in Folge unſerer Bekanntmachung vom 31. Oktober cr. am heutigen Tage ſtattgefundenen 
öffentlichen Verlooſung von Renten briefen der Provinz Brandenburg ſind folgende Apoints 
gezogen worden: 

Litt. A. zu 1000 Thlrn., die Nummern: 58. 132. 247. 400. 480. 637. 749. 1025. 1441. 1676. 2063. 
2092. 2264. 2276. 2305. 2356. 2752. 2876. 3111. 3657. 3756. 4194. 4530. 4564. 4565. 4771. 
au Ark 5519. 5612. 5883. 5937. 6043. 6181. 6255. 6635. 6862. 6887. 6938. 8028. 8054. 
8123. 8 

Litt. B. zu 500 Thlrn., die Nummern: 18. 57. 424. 925. 1033. 1141. 1159. 1324. 1480. 1573. 1588. 
1705. 1738. 1900. 1985. 2124. 3274. 3302. 3425. 

Litt. C. zu 100 Thlrn., die Nummern: 556. 978. 1035. 1284. 1404. 1569. 1587. 2030. 2131. 2276. 
2308. 2497. 2516. 2569. 2889. 3066. 3695. 3826. 3942. 4046. 4350. 4598. 4628. 5077. 5299. 
5404. 5535. 5711. 5966. 6554. 6600. 6680. 6754. 6786. 6898. 7315. 7626. 7643. 7695. 7897. 
8123. 8427. 8603. 8703. 8777. 8802. 8888. 

Litt. D. zu 25 Thlrn., die Nummern: 53. 269. 402. 439. 440. 828. 844. 1048. 1470. 1534. 2258. 
2442. 2542. 2635. 3063. 3414. 3477. 3583. 3851. 3927. 4052. 4225. 4235. 4629. 5055. 5169. 
5380. 5424. 5457. 5487. 5580. 5785. 5965. 5972. 6116. 6662. 7040. 7056. 

Litt. E. zu 10 Thlrn., die Nummern: 9606 bis 9630 einſchließlich. 

Die Inhaber der vorbezeichneten Rentenbriefe werden aufgefordert, gegen Quittung und Eintieferung 
der Rentenbriefe in coursfähigem Zuſtande und der dazu gehörigen Coupons Ser. III. Nr. 2 —16 nebſt 
Talons den Nennwerth der Exfteren bei der hieſigen Rentenbank⸗Kaſſe, Alte Jakobsſtraße Nr. 106, vom 
1. April k. J. ab in den Wochentagen von 9 bis 1 Uhr in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. April k. J. ab hört die Verzinſung der obigen Rentenbriefe auf. Dieſe ſelbſt verjähren mit 
dem Schluſſe des Jahres 1877 zum Vortheil der Anſtalt. 2 

Wir machen hierbei darauf aufmerkſam, daß nunmehr ſämmtliche Renten⸗ 
briefe der Provinz Brandenburg I.iit. E. a 10 Thlr. in Folge ftaitgebabter Aus: 
looſung gekündigt find. 

Endlich bemerken wir, daß den Inhabern von ausgelooſeten und gekündigten Rentenbriefen geſtattet 

iſt, die zu realiſirenden Rentenbriefe — unter Beifügung einer erdnungsmäßtgen Quittung — mit der 
oft an die Rentenbank⸗Kaſſe portofrei einzuſenden und zu verlangen, daß die Uebermittelung des Geld⸗ 

betrages auf gleichem Wege und ſoweit ſolcher die Summe von 50 Thlrn. nicht überſteigt, durch Poſt⸗ 

Anwelſung, jedoch auf Gefahr und Koſten des Empfängers erfolge. Berlin, den 20. November 1866. 

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. (gez.) Heyder. 

(8) Bekanntmachung, betreffend die Ausreichung neuer Coupons zu den 

Rentenbriefen der Provinz Brandenburg nebſt Talons. 

Zn Am 1. Oktober 1866 wird der letzte der zu den Rentenbriefen der Provinz Brandenburg ausgegebenen 

geoupons Serie II. fällig und es tritt damit der Zeitpunkt ein, nach welchem ia Gemäßheit des 8. 34 
Ar 
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des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2. März 1850 die Zinscoupons Serie III. Nr. 1 bis 16 zu den gedachten 
Rentenbriefen und gleichzeitig in Gemäßheit des Geſetzes vom 14. September cr. Talons zur dereinſtigen 
Empfangnahme der vierten Coupon⸗Serie auszuhändigen find. Die Inhaber von Rentenbriefen der Provinz 
Brandenburg werden daher aufgefordert, ſolche vom 20. Oltober 1866 ab zur Beifügung der neuen Zins⸗ 
coupons und Talons einzureichen und dabel Folgendes zu beachten: 

1. Die Einlieferung der Rentenbriefe zur Beifügung der neuen Coupons ꝛc. muß in dem Zeitraum 
vom 20. Oktober 1866 bis 30. März 1867 erfolgen. Für Rentenbriefe, welche innerhalb dieſes Zeitraums 
nicht eingeliefert werden, kann die Beifügung der Coupons ꝛc. nur erſt wieder in der Zeit vom 15. bis 
30. Oktober 1867 und dann in der zweiten Hälfte der Monate April und Oktober jeden Jahres erfolgen. 

2. Die Rentenbriefe find ohne Coupons einzuſenden, da auch der letzte Coupon der Serie II. in 
gewöhnlicher Weiſe zu realiſiren bleibt. 

3. Die Wiederincoursſetzung der außer Cours geſetzten Rentenbriefe, Behufs ihrer Einreichung zur 
Beifügung neuer Coupons, iſt nicht erforderlich. 

4. Bereits ausgelooſete Rentenbriefe dürfen zur Beifügung neuer Coupons nicht eingereicht werden, 
ſondern es iſt deren Realiſirung bei der hieſigen Rentenbank⸗Kaſſe beſonders zu bewirken. 

5. Die Einlieferung der Rentenbriefe iſt zu bewirken: s 

a) wenn ſie von außerhalb mit der Poſt erfolgt, unter der Adreſſe der Königlichen Direktion der 

Rentenbank für die Provinz Brandenburg in Berlin mit dem innerhalb des Zeltraums vom 
20. Oktober 1866 bis 30. März 1867 die Portofreiheit genießenden Rubrum: 
„Hierin .... Thlr. Rentenbriefe zur Beifügung neuer Zinscoupons“; 
b) wenn fie in Berlin ſelbſt ſtattfindet, in dem Lokale der Rentenbank, Alte Jakobsſtraße Nr. 106, 
1 Treppe, an den Wochentagen Vormittags von 9 Uhr ab. 

6. Die Rentenbriefe müſſen bei der Einlieferung mit einer ſpeciellen Nachweiſung genau je nach dem 
untenſtebenden Schema begleitet fein und muß die Nachweiſung ſelbſt auf einen ganzen Bogen geſchrieben 
werden. Die ſorgfältige und richtige Aufſtellung dieſer Nachweiſung müſſen wir zur Vermeidung von 
Weiterungen dringend empfehlen. Formulare zu dleſer Nachweiſung werden von der hieſigen Rentenbank⸗ 
Kaſſe und von ſämmtlichen Kreiskaſſen in den Regierungsbezirken Potsdam und Frankfurt, ſowie der Kreis 
Steuer⸗Einnahme zu Belzig, den Haupt⸗Steuer⸗Aemtern zu Lübben und Croſſen und der Steuer⸗Kaſſe zu 
Forſt auf mündliches Nachſuchen unentgeltlich verabreicht. Auf dieſen Formularen find hinten die Num⸗ 
mern derjenigen noch iu Umlaufe befindlichen Rentenbriefe der Provinz Brandenburg verzeichnet, zu denen 
neue Zinscoupons nicht mehr ausgegeben werden, weil dieſe Rentenbriefe in Folge ſtattgehabter Ausloo⸗ 
ſungen gekündigt worden find (efr. pos. 4). 

7. Werden die Rentenbriefe mit der Poſt eingeſandt (da.), fo hat der Einſender unter 
der begleitenden Nachweiſung A., vor dem Datum und ſeiner Namens Unterſchrift, zugleich eine Quittung 
in folgender Form: 

„der Rückempfang ber vorbezeichneten Rentenbriefe im Geſammtbetrage von » . .. Thlen. (mit 
Buchſtaben) mit den Coupons Serie III. Nr. 1 bis 16 und Talons wird hierdurch beſcheinigt“ 
beizufügen, worauf innerhalb dreier Wochen nach der Abſendung entweder die Ueberſendung der Renten⸗ 
briefe mit den neuen Coupons und Talons erfolgt ſein muß, oder bei eintretender Behinderung dem Ein⸗ 
ſender eine Benachrichtigung hierüber mit beſtimmter Angabe, bis wohin die Ueberſendung ſtattfinden ſoll, 
von der unterzeichneten Direktion zugehen wird. Wenn mit dem Ablaufe der bezeichneten dreiwöchentlichen 
Friſt dem Einſender die Rentenbriefe mit Coupons und Talons nicht zugegangen ſein ſollten, und auch eine Benach⸗ 
richtigung Seitens der unterzeichneten Direktion wegen Verlängerung der Friſt nicht erfolgt iſt, ſo hat der 
Einſender der unterzeichneten Direktion mitteljt eines recommandirten Briefes davon ſofort Anzeige zu machen. 
Werden die Rentenbriefe im Lokale der Rentenbank abgegeben (5 b.), ſo iſt die be⸗ 
gleitende Nachweiſung B. in zwei Exemplaren vorzulegen, von denen der Einliefernde das eine mit einer 
Empfangsbeſcheinigung der mit der Annahme der Rentenbriefe beauftragten beiden Beamten, des Rendanten 
Sckerl und des Aſſiſtenten Behrens zurück erhält. Die Wiederabholung der Rentenbriefe mit den neuen 
Coupons und Talons aus dem Lokale der Rentenbauk iſt ſodann nach Ablauf der in der Empfangsbeſchei⸗ 
nigung bezeichneten Friſt und zwar gegen Rückgabe dieſer Beſcheinigung zu bewirken. N 
„Wenn die Einſendung nach den obigen Feſtſtellungen weſentliche Mängel an ſich trägt, zu deren 
Beſeitigung die Rückgabe der Rentenbriefe erforderlich iſt, fo erfolgt die Rückgabe wie die Wieder⸗Einſen⸗ 


dung portopflichtig. Ebenſo haben nach Ablauf der zur Ausreichung der neuen Coupons sub 1 beſtimmten 
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Frift, 30. März 1867, die Inhaber der betreffenden Rentenbrieſe das Porto für die wien derſelben 
und der dazu gehörigen Coupons und Talons zu tragen. Berlin, den 24. September 1866 
Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. gez. Heyder. 
(A. Schema zu der begleitenden Nachweiſung, wenn air ie mit der Boft eingeſondt worden. (ad 7.) 
a ch wei 
über. Stück Rentenbriefe der ee Brandenburg zur Orkan der Zinscoupons 
Serie III. nebſt Talons. 


Eingereicht von 
in Städten mit Angabe ber Straße und Hausnummer, auf dem Lande mit Angabe der nächſten Poſtſtation. ) 


Der Rentenbriefe Der Nee 

Raupe Fu Zn nie nie EA) Fe 2 2 8 0 
fende IE er fende e N 
Nl. Nummer. ittr. Betrag. jede Klaſſe. | a Nummer. Littr. eirag. | jede Klaſſe⸗ 

1 533 A 1000 | Transport 4500 

2 a8 4 1000 | | 8 g 00 

3 1659 A 1000 2) 3000. { | 197 | 5 8 

a) 1 0 

4 147 B 500 | | Da 

Be „18 |’ "00 f 1 

6 804 53 500 1500 10 9635 € 10 

E 11 9640 E 10 20 
| Latus | 4500 — 


Summa 4670 


Der Rückempfaug der vorbezeichneten Rentenbriefe im Geſammtbetrage von Viertauſend Sechshundert 
und ee Thalern mit den Coupons Serie III. Nr. 1 bis 1865 und Talons wird hierdurch beſcheinigt. 


(Vollſtändiger Vor⸗ und Zuname und Staud des Quittungsausſtellers.) 
B. Schema zu der begleitenden Nachweiſung, wenn 1 im Lokale der Rentenbank abgegeben 
werden. 5 8). 
ach weiliſun 
über .. .. Stück Rentenbriefe sr Provinz S nbenburg zur Beifügung der Zinscoupons 

Serie III. nebſt Talons. 

, ler. 
hierſelbſt (oder zu N.) 

1 1 | | 


Der el 1 | Der Rentenbriefe 


Lau⸗ | 1 > aa 2 — Lau⸗ bin 
Anke 3 89 0 | 8010 Sin . 95 ae 50 | Sine 
Nr. PR N N jede Kasse | Nr. ee Vetrag. jede Klasse 
1 en 
1 270 A 1000 | Transport 23000 
2 5⁴⁰ i eee . 9 95 100 
3 1875: ³bd 500 | 6 965 I Du BT: 
4 9647 B N 500 1000 \ | | Summa 3110 
Latus 3000 | | 
I 
Berlin, den . 1866. 


(Vollſtändiger Vor⸗ und Zuname und Stand des Einreichenden.) 


En 


Die Einlieferung der vorſtehend verzeichneten ſechs Stück Rentenbriefe im Geſammtbetrage von Drei» 
taufend Einhundert und Zehn Thalern von dm Straße Nr. 

. . . . Behufs Beifügung der neuen Zinscoupons Serie III. nebſt Talons wird hierdurch mit 
dem Bemerken beſcheinigt, daß die Rückgabe dieſer Rentenbriefe gegen Wiedereinlieferung dieſer Nachweiſung 
und der untenſtehenden, vom Empfänger auszufüllenden Quittung vomnunn 0. 
ab erfolgen wird. 

Berlin, den 866. 

N. N. 
Den Rückempfang der oben quittirten 3110 Thlr., mit Buchſtaben: Dreitauſend Einhundert Zehn 

Thaler in Rentenbriefen nebſt den Zinscoupons Serie III. Nr. 1 bis 9 Talons beſcheinigt. N 

ine TE den ae ET MO 

(9) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 28. März 1866 

präſentirten Antrages auf Erweiterung der einzelnen Felder Hermann n. Caroline, Geprellter Fuchs, Carl 
und Adelheid des laut der angeſchloſſenen Urkunde vom 1. Auguſt 1862 conſolidirten Bergwerks Max in 
den Gemeinden Gleißen, Schermeiſel und Grochow im Kreiſe Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt 
a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle wird gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865 dem Alleineigenthümer dieſes Bergwerks, Stadtgerichtsrath a. D. Julius Carl Lehmann zu Berlin 
das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglanbigten Situationsriſſe angegebenen 
Grenzen 1) E F G HJ K F einen Flächeninhalt von 261,822, Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung 
des Feldes Hermann u. Caroline, 2) J K L M einen Flächeninhalt von 261,664 Q.⸗Ltr. umfaſſend, 
zur Erweiterung des Feldes Geprellter Fuchs, 3) L“ M N OI QR SL/ einen Flächeninhalt von 
351,840, Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes Carl, 4) A B C D E E A einen Flächen⸗ 
inhalt von 261,639,27 Q.⸗Ltr. umfaſſend zur Erweiterung des Feldes Adelheid, zuſammen einen Flächen⸗ 
inhalt von 1,136,966,57 Quadratlachtern umfaſſend, zur Gewinnung der in dieſen Feldern vorkommenden 
Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Einzelfeldes Hermann und Caroline von 
238,175 auf 499,997,6 Quadratlachtern, des Einzelfeldes Geprellter Fuchs von 238,335,6 auf 499,999, 
Duadratlachtern, des Einzelfeldes Carl von 140,000 auf 491,840, Quadratlachtern, des Einzelfeldes 
Adelheid von 238,3 15,42 auf 499,954,69 Quadratlachtern, und des conſolidirten Bergwerks Max von 
854,826,02 Quadratlachtern, geſchrieben: achthundertvierundfünfzigtauſendachthundertſechsundzwanzigzwei⸗ 
hundertſtel Quadratlachtern auf 1,991,792,59 Quadratlachtern, geſchrieben: Eine Million Neunhundertein⸗ 
undneunzigtauſendſiebenhundertzweiundneunzigneunundfünfzizhundertſtel Quadratlachtern hierdurch erweitert“, 
urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem 
Königlichen Revierbeamten Bergaſſeſſor v. Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Ver⸗ 
welſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Halle, den 18. Dezember 1866. ! Königliches Oberbergamt. 

(10) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: Auf Grund des am 23. März 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung der einzelnen Felder „Alexander“ und „Hermann“ des laut der an⸗ 
geſchloſſenen Urkunde vom 18. November 1863 conſolidirten Bergwerks Alexander in der Gemeinde Oſtrow 
im Kreiſe Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. im Oberbergamtsbezirke Halle wird gemäß 
8. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Gewerkſchaft dieſes Bergwerks das Berg⸗ 
werkseigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten Situationsriſſe angegebenen Grenzen 
1) G FJ H G einen Flächeninbalt von 261,662 O.-Lir. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes Ale⸗ 
rander, 2) H F K H einen Flächeninhalt von 261,662 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes 
Hermann, zuſammen einen Flächeninhalt von 523,324 O.⸗Ltr. umfaſſend, zur Gewinnung der in dieſen 
Feldern vorkommenden Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Einzelfeldes Alexander 
von 238,335 auf 499,997 Q.⸗Ltr., des Einzelfeldes Hermann von 238,335 auf 499,997 Q.⸗Ltr. und des 
conſolidirten Bergwerks Alexander von 476,670 Q.⸗tr., geſchrieben: Vierhundertſechsundſiebenzigtauſend⸗ 
ſechshundertundſiebenzig Quadratlachtern, auf 999,994 Q.⸗Ltr., geſchrieben: Neunhundertneunundneunzig⸗ 
tauſendneunbundertvierundneunzig Quadratlachter hierdurch erweitert,“ urkundlich ausgefertigt am nee 
Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten Bergaſſeſſor 
von Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Halle, den 18. Dezember 1866. Königliches Oberbergamt. 
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(11) Bekanntmackung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 13. Dezember 1865 
präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes des laut der in beglaubigter Abſchrift beigefügten Ur⸗ 
lunde vom 28. April 1846 verliehenen Bergwerks Fanny's Glück in der Gemeinde Schermeiſel im Kreiſe 
Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle wird gemäß $. 215 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Alleineigenthümerin dieſes Bergwerks Frau Clifford 
Kocg van Brengel geborenen Michgorius zu Schermeiſel das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem 
von uns heute beglaubigten Situatiensriſſe angegebenen Grenzen B C D O P B und DEF GH AJ 
K L D — einen Flächeninhalt von 263,624 Q. ⸗Ltr., geſchrieben: Zweihundertdreiundſechszigtauſendſechs⸗ 
hundertvierundzwanzig Quadratlachtern umfaſſend — zur Gewinnung der darin vorkommenden Alaunthone 
und Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Bergwerks Fanny's Glück von 236,376 
Q.⸗Ltr., geſchrieben: Zweihundertſechsunddreißigtauſenddreihundertſechsundſiebenzig Quadratlachter auf 500,000 
Q.Ltr., geſchrieben: Fünfhunderttauſend Quadratlachter hierdurch erweitert“, urkundlich ausgefertigt am 
heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Stituationsriß bei dem Königlichen Revierbeamten Berge 
aſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 
36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Halle, den 2. Januar 1867. Königliches Oberbergamt. 

(12) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 6. Oktober 1865 
und 27. März 1866 präſentirten Antrages auf Erwelterung der einzelnen Felder Lord, Guſtav, Rudolph 
und Herrmannsglück des laut der angeſchloſſenen Urkunde vom 25. Auguſt 1864 conſolidirten Bergwerks 
Lord in den Gemeinden Tſchernow, Säpzig, Spudlow und Stenzig im Kreiſe Sternberg des Regierungs⸗ 
bezirks Frankfurt a. O. im Oberbergamtsbezirke Halle wird gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 der Gewerkſchaft dieſes Bergwerks das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem 
von uns heute beglaubigten Situationsriffe angegebenen Grenzen 1) A B C DE F A einen Flächen⸗ 
inhalt von 262,396 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes Lord, 2) A B C D E A einen Flä⸗ 
cheninhalt von 262,298 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes Guſtav, 3) CM NO PAR 
S TK LF C einen Flächeninhalt von 427,588 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes Rudolph, 
4) FG HJ K L F einen Flächeninhalt von 261,641 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes 
Hermannsglück, zuſammen einen Flächeninhalt von 1,213,923 Quadratlachtern umfaſſend, zur Gewinnung 
der in dieſen Feldern vorkommenden Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Einzelfeldes 
Lord von 237,600 auf 499,996 Quadratlachter, des Einzelfeldes Guſtav von 237,700 auf 499,998 
Quadratlachter, des Einzelfeldes Rudolph von 70,000 auf 497,588 Quadratlachter, des Einzelfeldes Her⸗ 
mannsglück von 238,336 auf 499,977 Quadratlachter und des conſolidirten Bergwerks Lord von 783,636 
Q.⸗Ltr., geſchrieben Siebenhundertdreiundachtzigtauſendſechshundertſechsunddreißig Quadratlachter, auf 1,997,559 
Q.-Ltr., geſchrieben Eine Million Neunhunderiſiebenundneunzigtauſendfünfhundertneunundfünfzig Quadrat⸗ 
lachter, hierdurch erweitert, urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der 
Situatlonsriß bei dem Königlichen Revierbeamten Bergaſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde, zur Einſicht 
offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Halle, den 18. Dezember 1866. Königliches Oberbergamt. 

(13) Bekanntmachung. Verſorgungsberechtigte Milttair⸗Perſonen, welche eine Anſtellung als Land⸗ 
briefträger, Packetträger ꝛc. bei vorkommender Erledigung ſolcher Stellen, annehmen wollen, werden bier 
durch aufgefordert, bei der Poſtanſtalt thres Wohnortes, oder bei der dem letzteren zunächſt gelegenen Poſt⸗ 
Anſtalt unter Vorlegung des Civll⸗Verſorgungsſcheines, eines ärztlichen Atteſtes über ihren Geſundheits⸗ 
zuſtand und einer Beſcheinigung der Ortepolizeibehörde über ihr moraliſches Verhalten ſich zu melden. 
Mit einer derartigen Anſtellung iſt ein jährliches Gehalt bis zur Höhe von 180 Thalern verknüpft; an 
Dienſt⸗ Caution iſt der Betrag von 50 reſp. 100 Thlr. in inländiſchen, zins tragenden Staatspapieren zu 
deponiren. Im Falle des Unvermögens kann die Caution durch mäßige Gehallsabzüge nach und nach ge⸗ 

Üdet werden. Durch die Uebernahme einer derartigen Anſtellung oder durch kontraltliche Beſchäſtigung 
im Poſtdienſte geht der Militair-Iuvalide feines Anſpruchs auf weitere Anſtellung als Poſt⸗Unterbeamter 
(als Briefträger, Wagenmeiſter, Büreaudiener u. ſ. w.) nicht verluſtig. 

Frankfurt a. O., den 2. Januar 1867. Der Ober⸗Poſt⸗Direktor Fritze. 

(14) Bekanntmachung. Zur Vermittelung von Darlehnsgeſchäften gegen Unterpfand von Waaren ꝛc. 
haben wir in Königsberg i. N. ein Waaren⸗ Depot der Preußiſchen Bank errichtet, und den Kaufmann 
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D. Jafter daſelbſt zum Toxator und Revijor der zur Verpfändung kommenden Waaren ernannt. Derſelbe 
wird die an uns zu richtenden Beleihungsanträge ꝛc. entgegen nehmen. 
Stettin, den 9. Januar 1867. Königliches Bank⸗Comtoir. Barſekow. Zimmermann. 
(15) Nachweiſung der für das Jahr 1867 im Lebuſer Kreiſe etablirten Privat⸗Beſchäl⸗Statlonen. 
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E der Stationsherr. des Deckgeld. 

] Beſchälſtation. Privat Beſchälers. kungen. 
= Thlr. 

1l Eichendorfer [ Blaack, Mühlenbeſitzer] Murpht, kirſchbraun mit kleinem Stern, ar 


Mühle unten am Kronengelenk des link. Hinter⸗ 
fußes weiß, 6 ½ͤ Jahr alt, 5“ 7½“ groß 
2| Genſchmar W. Schütz, Bauer⸗ Aspern, Neuſtädter Geſtüt, Grauſchimmel,, 3 ½ gekört. 


gutsbeſitzer 6 Jahr alt, 5“ 5“ groß 
3 Hathenow Chriſtian Jäniſch, Phönix, Schwarzſchimmel ohne Abzeichen, | 4 
Halbbauer 12 Jahr alt, 5“ 5“ groß 


Al Hohenwalde Carl Krüger, Koſſäth [Brandenburger Race, ſchwarzbraun mit 2 gekört. 
kleinem Stern und weißem Kronenge⸗ 
fäß an beiden Hinterfüßen, 4% Jahr 
alt, 5“ 5“ groß 

5] A. Langſow Friedr. Schrape, Koffäth| Vedor, Neuſtädter Geſtüt, hellbraun mit 47 gekört. 
Stern, 5 Jahr alt, 5° 7“ groß 


6 daſelbſt derſelbe Tragen, Neuſtädter Geſtüt, hellbraun, 44 3 f gekört. 
Jahr alt, 5“ 3“ groß 
7 Libbenichen Bauergutsbeſitzer | Muſtapha, Graditzer Geſtüt, dunkelbraun] 3 ¼ 
Chriſtian Tietz, mit Stern, am linken Hinterfuß weiß 


geköthet, 8 Jahr alt, 5“ 4“ groß 

8 Platkow Carl Glanz, Koſſäth J Phönix, Schimmel mit Stern, 6%, Jahr] 3 ½ gekört. 

alt, 5“ 6%“ groß 
9] Sachſendorf Bache, Bauer Asper, Mecklenburgiſche Race, ſchwarz, 4 

am linken Hinterfuß weiß geköthet, 6 

Jahr alt, 5° 8“ groß 
10 daſelbſt derſelbe Brillant, Percheron⸗Race, Schimmel, 11] 4 

Jahr alt, 5“ 3“ groß 
11] N. Tucheband |, Friedrich Weinberg, Napoleon, Brabanter Race, Fuchs mit] 5 
5 
4 


Eigenthümer kleiner Bleſſe, 7 Jahr alt, 5° 5“ groß 

12 daſelbſt derſelbe Hercules, Hannoverſcher Race, Grau⸗ 
ſchimmel, 6 Jahr alt, 5“ 4“ groß 

13 daſelbſt derſelbe Hector, Trakehner Geſtüt, Rappe, 12 


Jahr alt, 5“ 7“ groß - 
14] Wulkow bet Carl Biedermann, Fuchs mit ſchmaler Bleſſe und weißen 2”, gekört. 
Neuhardenberg Koſſäth Hinterfüßen, 9 Jahr alt, 5“ 3“ groß | 
Seelow, den 3. Januar 1867. Das Schauamt Lebuſer Kreiſes. 


Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt d. O. 


